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A. Einführung
A. Einführung

Das europäische Privatrecht ist in Bewegung.1 Kaum ein Gegenstand hat
die deutsche Zivilrechtswissenschaft in den letzten Jahren mehr beschäftigt
als der Vorgang der „Europäisierung“ dieses Rechtsgebiets. Der Prozess
der Privatrechtsangleichung und Privatrechtsvereinheitlichung war zuvor
nach Form, Inhalt und Ausmaß nicht absehbar.2 Mittlerweile werden rund
80 % des nationalen Rechts unionsrechtlich beeinflusst.3

I. Rechtspolitische Diskussion
I. Rechtspolitische Diskussion
Gegenwärtig steht der Gedanke einer systematischen Vereinheitlichung
des europäischen Privatrechts im Mittelpunkt des rechtswissenschaftlichen
und rechtspolitischen Interesses. Nachdem das Europäische Parlament sich
bereits 1989 und 1994 die Forderung nach einem europäischen Zivilge-
setzbuch zu eigen gemacht hatte4, forderte 1999 auch der Rat die Prüfung
der Notwendigkeit eines Europäischen Zivilgesetzbuches. Die Kommission
hatte daraufhin im Jahr 2001 mit einer auf das Vertragsrecht beschränkten
Mitteilung zum Europäischen Privatrecht5 eine intensive Diskussion über
das Bedürfnis nach einer Vereinheitlichung des europäischen Privatrechts
und über die dazu in Betracht kommenden Wege angestoßen. Das zunächst
von den meisten Beteiligten favorisierte Ziel einer Kodifikation des euro-
päischen Vermögensrechts ist inzwischen allerdings in den Hintergrund
getreten.6 Stattdessen strebt die Kommission seit dem Jahr 2003 mit ihrem
Aktionsplan für ein kohärentes europäisches Vertragsrecht primär das in
vieler Hinsicht neuartige Instrument eines „Gemeinsamen Referenzrah-

1 Vgl. Basedow, JuS 2004, 89 ff.; Armbrüster, Jura 2007, 321.
2 Franzen, Privatrechtsangleichung durch die Europäische Gemeinschaft, 1999, S. 1.
3 Vgl. Hoppe, EuZW 2009, 168 f.
4 ABl.EG 1989 C 158/400 (Entschließung A2-157/89); ABl.EG 1994 C 205/518 (Ent-

schließung A3-0329/94); abgedruckt in ZEuP 1993, 613 ff. und ZEuP 1995, 669 ff.
5 Mitteilung der Kommission vom 11.7.2001, KOM (2001) 398; abgedruckt in ZEuP

2001, 963.
6 Jansen/Zimmermann, JZ 2007, 1113, 1114.


